
	 Recht auf Nahrung & Klimagerechtigkeit

Pestizidfreie Ernährungssysteme
	 Chemische Pestizide verursachen eine globale Menschenrechts- und Umweltkatastrophe. Sie verschärfen 

die Klimakrise und verschmutzen häufig über Jahre hinweg das umliegende Ökosystem - mit schädlichen 
Folgen für menschliche Gesundheit und biologische Vielfalt. Eine auf Pestizideinsatz basierende 
Landwirtschaft untergräbt die Ernährungssouveränität. Menschenrechtsinstrumente wie die UN-
Erklärung für die Rechte von Kleinbäuer:innen und anderen Personen, die in ländlichen Gebieten arbeiten 
(UNDROP), die Konvention zum Schutz der Rechte von Wanderarbeiter:innen, die Frauenrechtskonvention 
oder die Kinderrechtskonvention enthalten klare Bestimmungen zum Schutz vor den Risiken von 
Pestiziden. Sie können die Transformation zu pestizidfreien Ernährungssystemen vorantreiben.

Chemische Pestizide stehen für Monokulturen. Sie stören 
die Nährstoffkreisläufe der Böden und die natürliche 
Schädlingsbekämpfung. Dadurch sind Bäuer:innen für 
den Erhalt ihrer Ernteerträge auf die giftigen Chemikalien 
angewiesen. Agrochemikalien leisten somit keinen Beitrag 
zur Verwirklichung des Rechts auf Nahrung.1 Im Gegenteil: Ihr 
Einsatz erzeugt Abhängigkeiten, die Ernährungssouveränität 
untergraben und  transnationalen Konzernen mehr Kontrolle 
über unser Essen geben.

Das industrielle Ernährungssystem ist für ein Drittel 
der globalen Treibhausgasemissionen verantwortlich, 
Agrochemikalien sind ein bislang unterschätzter Teil 
davon.2 Mit fossilen Brennstoffen erzeugte chemische 
Dünger und Pestizide emittieren in jeder Phase ihres 
Lebenszyklus Treibhausgase. Ihre Nutzung steht zudem 
mit den erheblichen negativen Klimaauswirkungen der 
industriellen Massentierhaltung und damit einhergehenden 
Landnutzungsänderungen wie Entwaldung oder 
Trockenlegung für den Futtermittelanbau in Zusammenhang.  

Trotz der massiven Schäden an Mensch und Natur stieg 
der Einsatz von Pestiziden in den letzten Jahrzehnten auf 
geschätzte 3,5 Millionen Tonnen pro Jahr (Stand 2020). 
Jährlich kommt es weltweit zu 385 Millionen akuten 
Pestizidvergiftungen. Betroffen ist vor allem die ländliche 
Bevölkerung, und zwar fast ausschließlich im globalen 
Süden. Dort werden nach wie vor hochgefährliche Pestizide 
(HHP) vermarktet, die in der EU längst verboten sind.

Pestizide aus globalem Norden  
verletzen Recht auf Nahrung  
im Globalen Süden

Der Einsatz von Pestiziden verletzt das Recht auf Nahrung 
in all seinen Dimensionen. Die Verschmutzung von Böden 
und Wasser zerstört die Produktionsgrundlagen von 
Nahrungsmitteln, der Fokus auf Monokulturen verstärkt 
die Konzentration von Land in Händen der Agrarindustrie 
und verdrängt dadurch die ländliche Bevölkerung. Da die 
pestizidproduzierenden Agrochemiekonzerne zugleich 
den Saatgutmarkt dominieren und nicht vermehrbares 
Saatgut verkaufen, das nur in Kombination mit ihren 
Chemikalien Erträge bringt, führt dies auch zum Verlust der 
Kontrolle über Gemeingüter wie Saatgut und traditionelle 
Praktiken.  Das beschränkt die lokal verfügbare Vielfalt in der 
Nahrungsmittelproduktion, führt zu Mangelernährung und 
verschärft die Abhängigkeit von Nahrungsmittelimporten.3

Die Europäische Union und große pestizidproduzierende 
Länder des Globalen Nordens sind für diese Situation 
mitverantwortlich. Obwohl die Verwendung mancher 
Pestizide in der EU bereits verboten ist, können sie trotzdem 
weiterhin in EU-Staaten hergestellt und in andere Länder 
exportiert werden. Der Export von Pestiziden in Länder des 
Globalen Südens ist dabei ein profitables Geschäft: Seit 
1960 ist der Wert der weltweiten Pestizidexporte um 15.000 
Prozent gestiegen und erreichte im Jahr 2020 41 Milliarden 
US-Dollar.4



Bereits 2017 empfahl der damalige UN-Sonderberichterstatter 
für das Recht auf Nahrung ein Verbot, das nicht nur 
gefährliche Pestizide, sondern auch die damit verbundenen 
Monokulturen, gentechnisch verändertes Saatgut 
und synthetische Düngemittel umfasst, als wichtigen 
Schritt, um die Menschenrechte zu verwirklichen und 
Ernährungssouveränität zu gewährleisten.

Mit kleinbäuerlichen  
Rechten zu pestizidfreien 
Ernährungssystemen

Mit der Verabschiedung der UN-Erklärung für die Rechte von 
Kleinbäuer:innen und anderen Personen, die in ländlichen 
Bereichen arbeiten (UNDROP)5 haben die Staaten im Jahr 
2018 auch ihre Verpflichtung anerkannt, bestimmte Rechte 
der ländlichen Bevölkerung zu schützen, zu respektieren 
und zu erfüllen, die durch die Herstellung, den Handel und 
die Verwendung von Pestiziden verletzt werden. 

Die UNDROP bietet eine klare Rechtsgrundlage für 
die Schaffung von Gesetzen, um die Herstellung, die 
Vermarktung und den Einsatz von Pestiziden zu verbieten 
(Art. 14.4) und dem Schutz der Rechte von Bäuer:innen 
Vorrang einzuräumen, statt transnationale Unternehmen 
und andere nichtstaatliche Akteure im Umgang mit 
Pestiziden zu begünstigen (Art. 2.5 und 18.5). 

Die Staaten sollen auch die Art und Weise respektieren, 
in der sich die Menschen vor Ort organisieren und ihre 
Meinung äußern (Art. 8.1, 8.2 und 9), um Initiativen für 
pestizidfreie Lebensmittelsysteme und Gemeinschaften 
zu fördern. Dazu gehört auch das Recht auf Beteiligung an 
der Politikgestaltung und an Regulierungsprozessen (Art. 
4.2a, 10 und 15.4).

Das internationale Umweltrecht formuliert verschiedene 
Prinzipien zur Förderung der Agrarökologie als Mittel 
zum Schutz der Umwelt und um die Auswirkungen des 
Klimawandels einzudämmen. Diese Prinzipien beeinflussen 
sowohl den multilateralen Umweltbereich als auch die 
Rahmenwerke der internationalen Menschenrechte. 
Sie können daher die bessere Umsetzung der UNDROP 
unterstützen.6

Pestizide befeuern Klimakrise

Wissenschaftliche Erkenntnisse weisen darauf hin, dass 
Pestizide erheblich zu den Treibhausgasemissionen 
beitragen und unsere landwirtschaftlichen Systeme 
anfälliger für die Auswirkungen des Klimawandels machen. 
Sie beeinträchtigen die Fähigkeit der Böden, Kohlenstoff 
zu binden oder führen zur Bildung von bodennahem Ozon, 
das Mensch, Pflanzen und Ökosystemen schadet. Nicht nur 
ihre Anwendung befeuert die Klimakrise, sondern auch 
die Herstellung, Verpackung, Transport, und sogar ihre 
Entsorgung.

Pestizidhersteller sind nicht verpflichtet, die Inhaltsstoffe 
ihrer Produkte vollständig offenzulegen. Diese 
„Geschäftsgeheimnisse“ erschweren die exakte Berechnung 
ihrer Emissionen. Untersuchungen haben gezeigt, dass die 
Herstellung eines Kilogramms Pestizid im Durchschnitt etwa 
zehnmal mehr Energie erfordert als die bekanntermaßen 
äußerst energie- und emissionsintensive Produktion eines 
Kilogramms Stickstoffdünger.

Schädlinge finden durch klimatische Veränderungen 
zunehmend günstige Bedingungen vor und entwickeln 
zudem häufig Resistenzen gegen eingesetzte Chemikalien. 
Derzeit geht die Wissenschaft davon aus, dass diese Faktoren 
den Einsatz von synthetischen Pestiziden in der industriellen 
Landwirtschaft erhöhen werden.7 Die Folgen davon werden 

UNDROP-Artikel zum Schutz  
der ländlichen Bevölkerung  
gegen Pestizide

14. Recht, gefährliche Substanzen und giftige Chemikalien 
weder anzuwenden, noch ihnen ausgesetzt zu sein

15. Recht auf angemessene Nahrung

18. Recht auf eine gesunde Umwelt

19. Recht auf Saatgut

20. Recht auf biologische Vielfalt

21. Recht auf sauberes Wasser

23. Recht auf Gesundheit



in erster Linie auf den Schultern des Globalen Südens 
lasten und unverhältnismäßig stark indigene und ländliche 
Bevölkerungsgruppen treffen, die bereits jetzt von einer 
Vielzahl von Auswirkungen der Klimakrise betroffen sind. 

Ein Ernährungssystem, das auf Pestiziden basiert, verletzt 
nicht nur das Recht auf Nahrung, sondern widerspricht 
auch dem Pariser Klimaabkommen. Das Übereinkommen 
zielt darauf ab, auf Bedrohung durch Klimaänderungen 
im Zusammenhang mit nachhaltiger Entwicklung und 
den Bemühungen zur Beseitigung der Armut zu reagieren, 
indem unter anderem „die Fähigkeit zur Anpassung an die 
nachteiligen Auswirkungen der Klimaänderungen erhöht 
und die Widerstandsfähigkeit gegenüber Klimaänderungen 
[…] so gefördert wird, dass die Nahrungsmittelerzeugung 
nicht bedroht wird.“8 

Wandel zu pestizidfreien  
Ernährungssystemen durch 
Agrarökologie

Die Umstellung auf pestizidfreie, ökologisch nachhaltige 
und sozial gerechte Ernährungssysteme würde nicht nur zur 
Eindämmung der Klimakrise beitragen, sondern auch den 
Druck des industriellen Ernährungssystems auf Gesundheit 
und Menschenrechte verringern. Die Erfahrungen im 
Übergang zu pestizidfreien Ernährungssystemen9 
zeigen, dass ein menschenrechtsbasierter Ansatz zu 
Ernährungssouveränität führt.

Bäuerliche und indigene Gemeinschaften praktizieren 
tagtäglich zukunftsfähige Lösungen, indem sie lokales 
Saatgut schützen, nach agrarökologischen Prinzipien 
anbauen, ihr Wissen mit anderen teilen oder alternative 
Versorgungsnetzwerke bilden.

Toxische Allianz

Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 

Nationen (FAO) hat eigentlich den Auftrag, weltweit eine 

nachhaltige Ernährungs- und Landwirtschaftspolitik zu 

fördern. Trotzdem hat sie die Absicht, eine Partnerschaft 

mit CropLife International zu formalisieren. CropLife ist der 

globale Handelsverband, der die größten Agrochemie- und 

Saatgutunternehmen der Welt vertritt, darunter BASF, Bayer 

Crop Science, Corteva Agriscience und Syngenta. Diese erzielen 

mehr als ein Drittel ihres Umsatzes mit hochgefährlichen 

Pestiziden (HHP) – jenen Pestiziden, die für die menschliche 

Gesundheit und die Umwelt am schädlichsten sind. 

Ziel solcher Unternehmen sind möglichst hohe Gewinne durch 

den Verkauf ihrer Produkte, unabhängig von Gesundheits-, 

Umwelt- und Klimaschäden. Die Abhängigkeit von Saatgut, 

das nicht auf herkömmliche Weise von den Bäuer:innen selbst 

vermehrt und nur im Paket mit teuren und gefährlichen 

Agrochemikalien verwendet werden kann, verhindert die 

Verwirklichung des Menschenrechts auf Nahrung und führt 

zu Hunger und Mangelernährung. Daher fordern NGOs und 

Wissenschaftler:innen ein Ende der Partnerschaft zwischen 

der FAO und CropLife.

Gemäß der UNDROP müssen Staaten alle notwendigen 

Maßnahmen ergreifen, um die Einmischung von Unternehmen 

in Regulierungsprozesse zu vermeiden, die die Rechte der 

ländlichen Bevölkerung beeinträchtigen (Art. 2.5 und 15.4)

Handlungsempfehlungen 
Die österreichische Bundesregierung sollte sich auf nationaler, 

europäischer und internationaler Ebene für folgende 
Maßnahmen einsetzen:

•	 Förderung des Übergangs zu vielfältigen agrarökologischen 
Ernährungssystemen durch Mittel der Agrar- und 
Klimafinanzierung

•	 Schutz der Rechte der von Pestizideinsatz am stärksten 
betroffenen Gruppen (Indigene, Landarbeiter:innen, 
Bäuer:innen usf.)

•	 Verbindliche Regulierungen für die Herstellung, Verwendung, 
Vertrieb und Kommerzialisierung von Pestiziden

•	 Weltweites Verbot von allen hochgefährlichen Pestiziden 
(HHP)

•	 EU-weites Exportverbot von Pestiziden, deren Einsatz in der 
EU verboten ist 

•	 Beendigung der Partnerschaft zwischen FAO und CropLife 
International



Die Agrarökologie ist eine in sozialer Gerechtigkeit 
verwurzelte Form der Landwirtschaft, die mit der Natur 
arbeitet. Sie stützt sich für die Schädlingsbekämpfung auf 
ökologische Prinzipien statt auf synthetische Pestizide. 
So kombinieren die Landwirt:innen etwa bei der „Push & 
Pull“-Methode ihre Feldfrüchte mit bestimmten Pflanzen, 
die Schädlinge vertreiben (Push) oder deren Fressfeinde 
anlocken (Pull). 

haben sich mit dem Pariser Abkommen auf die Reduktion 
der globalen Treibhausgasemissionen verständigt. Die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen hat zudem 
im Sommer 2022 den Zugang zu sauberer, gesunder und 
nachhaltiger Umwelt als universelles Menschenrecht 
anerkannt.  
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Seleção J Zinclar

Die Einführung diversifizierter ökologischer landwirtschaft-
licher Systeme erhöht die Widerstandsfähigkeit der 
landwirtschaftlichen Systeme, damit sie den Auswirkungen 
der Klimakrise besser standhalten können.10 Kombiniert 
mit Grundsätzen der sozialen Gerechtigkeit, bringen 
sie erhebliche Vorteile für das Klima und unterstützen 
gleichzeitig die Gesundheit und die Rechte von indigenen 
Völkern und ländlichen Gemeinschaften. Agrarökologie 
beschränkt sich nicht nur auf landwirtschaftliche Praktiken, 
sondern räumt den Nahrungsmittelproduzent:innen 
und Landarbeiter:innen selbst Vorrang bei der 
Entscheidungsfindung ein.

Die internationalen Menschenrechtsinstrumente und 
-standards enthalten klare Bestimmungen zum Schutz vor 
den Risiken durch Pestizide. Staaten haben die Verpflichtung 
zur Achtung, zum Schutz, zur Erfüllung, zur Förderung und 
zur schrittweisen Verwirklichung der Menschenrechte und 
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